
bzw. verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsverfahren regelt.

Viertens: Besonderer Wert ist meines Erachtens auf die Fest
legungen zur beruflichen Rehabilitierung zu legen und hier ins
besondere auf die Bestimmungen des § 33, der die bevorzugte 
Einstellung und Vermittlung von Rehabilitierten regelt. Damit 
wird dem Betroffenen zu Recht ein zusätzliches Maß sozialer 
Sicherheit gewährt, denn es wäre in der Tat unerträglich, wenn 
diese Menschen, rechtlich und moralisch rehabilitiert, nun zu 
den ersten Opfern grassierender Arbeitslosigkeit gezählt wer
den müßten, und dies ist im übrigen auch ein wesentlicher 
Grund, der uns veranlassen sollte, dieses längst fällige Gesetz 
nun auch so schnell als irgend möglich zu verabschieden.

Ich möchte an dieser Stelle mich kritisch zu dem Bezug zum 
Häftlingshilfegesetz der Bundesrepublik im § 7 Abs. 2 äußern. 
Hier wird die Regelung der strafrechtlichen Rehabilitierung 
hinsichtlich der sozialen Ausgleichzahlungen nach den Maßstä
ben der in der Bundesrepublik bereits Entschädigten vorge
nommen. Ich glaube, dies sollte im Rechtsausschuß noch ein
mal bedacht werden. Ich stelle mir die Frage, warum wir ge
rade in diesem Zusammenhang nicht über das hinausgehen, 
was durch die bundesdeutsche Gesetzgebung hinsichtlich der 
sozialen Ausgleichzahlung bereits geregelt ist.

Die Problematik des Rehabilitierungsgesetzes, meine Damen 
und Herren, konfrontiert uns noch einmal mit den dunklen Sei
ten unserer jüngsten Geschichte. Viele, viel zu viele Mitbürger 
haben leiden müssen, nur weil sie ihre verbrieften Grund- und 
Menschenrechte in Anspruch genommen haben oder in An
spruch nehmen wollten. Ziehen wir in Gemeinsamheit die poli
tische Konsequenz, dafür zu sorgen, daß in Zukunft kein deut
sches Parlament wieder in die Pflicht genommen werden muß, 
um Rehabilitierungsgesetze zu verabschieden. - Ich danke Ih
nen.

(Beifall, vor allem bei der PDS und bei DBD/DFD)

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Gestatten Sie eine Anfrage? - (Ja.) - Bitte.

Frau Dr. Lucyga (SPD):
Herr Abgeordneter, geben Sie mir recht, daß auch nach dem 

Verursacherprinzip verfahren werden möchte, wenn soziale 
Wiedergutmachungen vorgesehen sind, so daß beispielsweise 
die Partei, die die Rechtsnachfolge der SED angetreten hat, 
auch aus der Rechtsnachfolge der Vermögenswerte für ange
richteten Schaden haften müßte?

(Beifall bei der SPD und CDU/DA)

Prof. Dr. Schumann (PDS):
Das ist eine zunächst mal - ich muß es wirklich so sagen - 

philosophische Frage. Wer ist der Verursacher - ja, entschuldi
gen Sie -, wer ist der Verursacher

(Unruhe im Saal)

(Zuruf von der SPD: Das ist eine Rechtsfrage.)

jener politischen Zustände, die zu diesen Opfern geführt ha
ben?

(Unruhe im Saal)
Ja, da können Sie einfach sagen, daß war die SED. Und ich 

muß Ihnen sagen: Das ist das Problem, daß in der Bewältigung 
dieser geschichtlichen Probleme das intellektuelle Niveau nicht 
gerade erhebend ist in diesem Hause. - Entschuldigen Sie, ich 
will Ihnen ja antworten.

(Unruhe im Saal - vereinzelt Beifall)

(Thierse, SPD: Wir verneigen uns in Verehrung.)

(Protestbekundung)

Moment, Moment. Sie fragen nach dem Verursacherprinzip, 
und da muß ich Ihnen sagen: Ich habe davon in meinen Aus
führungen gesprochen. Viele, viel zu viele Mitbürger haben lei
den müssen, weil sie ihre Menschen- und Grundrechte in An
spruch nehmen wollten. Und sie konnten sie nicht in Anspruch 
nehmen. Sie haben leiden müssen, weil viele, zu viele in diesem

Land tatenlos zugesehen haben, hingeschaut oder auch nicht 
hingeschaut haben.

(Unruhe im Saal - Beifall bei der PDS)

Moment, Moment. Aber entschuldigen Sie, die ethische 
Frage der Schuld, das ist keine Frage der niederen Mathematik. 
Sie können nicht, indem Sie anderen mehr Schuld vindizieren, 
die sie in der Tat haben, sich einbilden, sie hätten dadurch et
was von ihrem Schuldenpaket sozusagen proportional wegge
nommen. Das ist nicht so.

(Unruhe im Saal - Beifall bei der PDS - Zwischen
rufe)

Außerdem, um auf Ihre Frage einzugehen, bin ich selbstver
ständlich der Meinung ...

(Stellvertreter der Präsidentin Helm: Gestatten sie weitere 
Anfragen?)

Ich bin selbstverständlich der Meinung, daß unrechtmäßiges 
Vermögen der alten Parteien selbstverständlich auch diesem 
Zweck zugeführt werden sollte. Darüber brauchen wir nicht zu 
diskutieren.

Frau Dr. Lucyga (SPD):

Ich habe etwas ganz anderes gefragt.

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Bitte die nächste Frage, Herr Heltzig.

Frau Dr. Lucyga (SPD):
Ich darf noch einmal zurückfragen, Sie haben meine Frage 

nicht beantwortet. Es ist keine philosophische Kategorie, son
dern eine Frage der Gerechtigkeit. Sie sind also der Meinung, 
daß die SED die politischen Zustände nicht bewirkt hat, unter 
denen die Opfer zu leiden hatten?

Prof. Dr. Schumann (PDS):

Das habe ich nicht behauptet. Sie haben nach den Ursachen 
gefragt, den Ursachen, nicht der politischen Verantwortung. 
Die politische Verantwortung lag vorwiegend - wenn auch 
nicht ausschließlich - bei der ehemals führenden Partei. Aber 
die Ursachen für die politischen Zustände, die lagen auch in 
der Haltung jedes Staatsbürgers.

(Protestrufe, vor allem bei CDU/DA und DSU)

(Prof. Dr. Walther, DSU: In der Demokratie kann doch so et
was gar nicht passieren.)

(Zwischenrufe)

(Stellvertreter der Präsidentin Helm: Bitte keine Zwiegesprä
che.)

Ich weiß, daß Sie die Gesellschaft einteilen in Schuldige und 
Unschuldige. Ich sage Ihnen nur, daß diese Einteilung nicht 
aufgeht.

(Unruhe im Saal)

(Zuruf: Die Ursache lag auch in Millionen von Soldaten und 
Panzern und in 250000 Staatssicherheitsbeamten.)

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Ich habe Ihnen nicht das Wort erteilt.
(Abgeordnete der Koalitionsparteien verlassen den 
Saal)

Stellvertreter der Präsidentin Helm:
Ich habe Ihnen nicht das Wort erteilt. - Bitte, Herr Heltzig, 

stellen Sie Ihre Frage.

Dr. Heltzig (SPD):
Herr Abgeordneter, ich möchte eine Bemerkung vorweg

schicken. Ich kenne keine niedere Mathematik. Ich kenne viel
leicht Zählen und Addieren und Multiplizieren, aber niedere 
Mathematik kenne ich als Mathematiker weiß Gott nicht. So-
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